
werte zugesprochen erhielt — an den Verklagten zu 
zahlen ist, widerspricht der Sach- und Rechtslage. 
Bereits die prozessuale Behandlung ist mit den gesetz­
lichen Vorschriften nicht in Übereinstimmung zu brin­
gen. § 39 Abs. 1 FGB geht davon aus, daß vom ge­
meinschaftlichen Eigentum und Vermögen der Ehegat­
ten jeder wertmäßig die Hälfte erhält, und zwar un­
abhängig von Art und Höhe ihrer Beiträge, aus denen 
es erwachsen ist. Das schließt nicht aus, daß unter be­
stimmten Voraussetzungen, so z. B. wenn gemeinsame 
unterhaltsberechtigte Kinder bei einem Ehegatten le­
ben, das Gericht ungleiche Anteile festlegen kann. 
Hierzu bedarf es jedoch eines ausdrücklichen Antrags 
der Beteiligten (§ 39 Abs. 2 FGB, sowie Abschn. A II, 
Ziff. 9 der Richtlinie Nr. 24 des Obersten Gerichts zur 
Aufhebung der Eigentums- und Vermögensgemein­
schaft der Ehegatten während und nach Beendigung 
der Ehe vom 22. März 1967 [GBl. II S. 180]). Er kann 
u. U. auch dann als gestellt angesehen werden, wenn 
offensichtlich ist, daß eine Partei wertmäßig mehr 
Vermögensteile für sich in Anspruch nimmt, als die' 
Hälfte des Gesamtvermögens ausmacht und keine Aus­
gleichszahlung angeboten wird. In Zweifelsfällen ist es 
geboten, im Rahmen der gerichtlichen Aufklärungs­
pflicht die wahre Absicht des betreffenden Beteilig­
ten zu erforschen und ggf. auf eine Konkretisierung 
seines Antrags und der hierzu notwendigen Begrün­
dung hinzuwirken. So hätte das Kreisgericht hinsicht­
lich der Anträge der Klägerin verfahren müssen. Wäh­
rend die in erster Instanz vom Verklagten für den 
Fall der Teilung hilfsweise gestellten Anträge darauf 
abzielen, die Anteile der Parteien gleichhoch zu be­
messen, waren die diesbezüglichen Vorstellungen der 
Klägerin weder aus ihren Anträgen noch aus ihren 
Darlegungen zur Sache zweifelsfrei zu erkennen. Die 
Zivilkammer hat den Beteiligten gleiche Anteile zuge­
billigt, die allerdings nicht allenthalben auf zutreffen­
den Feststellungen beruhen.
Die Klägerin hat gegen das Urteil des Kreisgerichts 
kein Rechtsmittel eingelegt. Das Bezirksgericht hatte 
daher davon auszugehen, daß sie mit der wertmäßigen 
Bemessung der Anteile durch die Zivilkammer ein­
verstanden war und zumindest nach Beendigung des 
Verfahrens. 1. Instanz nicht die Absicht hatte, einen 
höheren Anteil für sich in Anspruch zu nehmen, zumal 
sie insoweit nur die Zurückweisung der Berufung des 
Verklagten beantragte. Wenn daher der Berufungs­
senat der Auffassung war, daß die Klägerin, da sich in 
ihrem Haushalt das unterhaltsberechtigte Kind auf­
hält, Anspruch auf einen höheren Anteil habe, so hätte 
er sie hierüber belehren und auf eine sachdienliche 
Antragsstellung hinweisen müssen, wobei es verfah­
rensrechtlich notwendig gewesen wäre, die Anschluß­
berufung entsprechend zu erweitern. Das wird bei er­
neuter Verhandlung u. U. nachzuholen sein. 
Widerspricht schon die verfahrensrechtliche Grundlage 
für eine unterschiedliche wertmäßige Bemessung der 
Anteile der Parteien gesetzlichen Regelungen, so kann 
ihrer materiellen Ausgestaltung nicht zugestimmt wer­
den, da sie den Verklagten aus noch zu erörternden 
Gründen benachteiligt und deshalb mit den Vertei­
lungsprinzipien des § 39 FGB nifcht in Einklang ge­
bracht werden kann.
Es ist zwar grundsätzlich richtig, daß das Gericht auf 
Antrag eines Beteiligten ungleiche Anteile am gemein­
schaftlichen Eigentum und Vermögen festlegen kann, 
wenn ein Ehegatte eines größeren Anteils an den vor­
handenen Sachen bedarf, weil gemeinsame unterhalts­
berechtigte Kinder bei ihm leben. Wie unter dieser Vor­
aussetzung ungleiche Anteile konkret festzulegen sind, 
wird im Gesetz nicht näher bestimmt, sondern hängt 
von den Umständen des Einzelfalls ab. Die Anwendung

eines schematischen Verteilungsschlüssels — in die­
sem Verfahren drei Fünftel zu zwei Fünftel — unter 
bloßer Beachtung der Zahl der vorhandenen Familien­
mitglieder ohne Berücksichtigung der tatsächlichen Le­
bensverhältnisse der Parteien steht nicht im Einklang 
mit den Grundsätzen des § 39 und ist daher abzuleh­
nen (OG, Urteil vom 2. Februar 1971 — 1 ZzF 28/70 —, 
nicht veröffentlicht).
Das gemeinsame Aktivvermögen der Parteien beläuft 
sich auf 39 415,30 M. In die Vermögensbildung (Haus­
bau) sind 5 300 M Erbgelder aus dem persönlichen Ver­
mögen des Verklagten mit eingeflossen. Wenn der Be­
rufungssenat ausführt, daß dieser Betrag kein gemein­
schaftliches Vermögen geworden sei, so trifft das nicht 
zu, zumindest ist diese Formulierung nicht korrekt. 
Wie sich aus Abschn. A I Ziff. 3 der Richtlinie Nr. 
24 ergibt, entsteht auch dann gemeinschaftliches an­
teilloses Eigentum, wenn die Anschaffungen teils mit 
persönlichen und teils mit gemeinschaftlichen Mitteln 
der Ehegatten vorgenommen werden. Die hierzu ange­
führten Ausnahmefälle sind in diesem Verfahren nicht 
gegeben. Das Haus wurde, wie bereits erörtert, zutref­
fend als gemeinschaftliches Eigentum qualifiziert. Ge­
mäß Abschn. A II, Ziff. 7 b der Richtlinie Nr. 24 kann 
deshalb dem Verklagten ein Anspruch auf einen hö­
heren Anteil am gemeinschaftlichen Vermögen zuste­
hen. Bei der Höhe der eingeflossenen Mittel ist das 
auch zu bejahen. In solchen Fällen braucht allerdings 
der Mehrbetrag nicht unbedingt in jedem Falle mit der 
Höhe der zur Vermögensbildung mit verwendeten per­
sönlichen Mittel übereinzustimmen. Unter Berücksich­
tigung der Besonderheiten der vermögensrechtlichen 
ehelichen Beziehungen, die sich nach familienrechtli­
chen Gesichtspunkten gestalten, kann es geboten sein, 
den Ehegatten, der mit Beiträgen aus seinem Allein­
vermögen zum Erwerb gemeinschaftlichen Eigentums 
beigetragen hat, auch insoweit an während der Ehe 
eingetretenen Wertminderungen zu beteiligen. Hat 
also beispielsweise ein Ehegatte zur Finanzierung eines 
gemeinsamen Hausbaues persönliche Mittel beigesteu­
ert und ist im Zeitpunkt der Vermögensauseinander­
setzung am Haus ein Wertverlust eingetreten, so kann 
es gerechtfertigt sein, seinen Anspruch auf einen 
höheren Anteil am gemeinschaftlichen Vermögen ent­
sprechend zu mindern.
Was den möglichen Anspruch der Klägerin auf einen 
höheren Anteil anbelangt, weil der Sohn der Parteien 
in ihrem Haushalt betreut und erzogen wird, darf nicht 
übersehen werden, daß ihr fast der gesamte Hausrat 
zu Alleineigentum übertragen worden ist. Es kommt 
hinzu, daß das Arbeitseinkommen der Beteiligten sich 
etwa in der gleichen Höhe bewegt. Diese Umstände 
rechtfertigen es nicht, die Anteile der Parteien in sol­
cher Weise zu differenzieren, wie geschehen.

Folgt man einmal der allerdings nicht exakten Rech­
nungsweise des Bezirksgerichts, dann ist zu verzeich­
nen, daß die Klägerin in doppelter Hinsicht besserge­
stellt wurde, indem sie einmal vom Aktivvermögen 
ein Fünftel mehr erhielt als der Verklagte, zum an­
deren aber nur die Hälfte der Verpflichtungen zu über­
nehmen brauchte. Das Bezirksgericht irrt, wenn es der 
Auffassung war, daß eine gleiche Verteilung der Ak­
tiva und der Verbindlichkeiten die gewollte Besserstel­
lung der Klägerin im wesentlichen kompensiere.

Schließlich kann den Darlegungen des Bezirksgerichts 
nicht gefolgt werden, soweit es die Voraussetzungen 
für die Gewährung von Ratenzahlungen für die Be­
gleichung des Erstattungsbetrags nach § 35 FVerfO 
nicht prüfte. Das hat im Vermögensauseinanderset­
zungsverfahren grundsätzlich zu geschehen. Hierbei 
handelt es sich um eine Schutzbestimmung für den
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